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146. Bundesgesetz: Änderung des Kraftfahrgesetzes 1967
(NR: GP XX IA 805/A AB 1334 S. 134. BR: AB 5761 S. 643.)

146. Bundesgesetz, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Kraftfahrgesetz 1967, BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 145/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im § 102 Abs. 3 werden folgende Sätze 5 bis 7 angefügt:

„Während des Fahrens ist dem Lenker das Telefonieren ohne Benützung einer Freisprecheinrichtung
verboten. Der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr hat unter Bedachtnahme auf die
Verkehrssicherheit und den Stand der Technik durch Verordnung die näheren Vorschriften bezüglich der
Anforderungen für Freisprecheinrichtungen festzulegen. Freisprecheinrichtungen müssen den
Anforderungen der Produktsicherheitsbestimmungen für Freisprecheinrichtungen entsprechen.“

2. Nach § 134 Abs. 3a wird folgender Abs. 3b eingefügt:

„(3b) Wer als Lenker eines Kraftfahrzeuges die in § 102 Abs. 3 fünfter Satz angeführte Verpflich-
tung nicht erfüllt, begeht, wenn dies bei einer Anhaltung gemäß § 97 Abs. 5 StVO 1960 festgestellt wird,
eine Verwaltungsübertretung, welche mit einer Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG mit einer
Geldstrafe von 300 S zu ahnden ist. Wenn die Zahlung des Strafbetrages verweigert wird, ist von der
Behörde eine Geldstrafe bis zu 1 000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit eine Freiheitsstrafe bis zu
24 Stunden, zu verhängen.“

3. Im § 135 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) § 102 Abs. 3 Sätze 5 bis 7 und § 134 Abs. 3b, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 146/1998, treten mit 1. Juli 1999 in Kraft.“
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